Anhang 1: Vorlage für einen (ersten) Einspruch
Adresse Finanzamt [EINSETZEN] 

Adresse Unternehmen  [EINSETZEN]
Steuernummer [EINSETZEN] 
Steueranmeldung vom [EINSETZEN]

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit legen wir

Einspruch

gegen unsere Steueranmeldung nach § 7 Abs. 1 des Gesetzes über eine Übernachtungsteuer in Berlin vom [Datum der Anmeldung/Az. EINSETZEN] ein.

Zugleich beantragen wir die

Aussetzung der Vollziehung (§ 361 Abs. 2 AO).

Wir erteilen unsere 
Zustimmung nach § 363 Abs. 2 Satz 1 AO
zu einem Ruhen des Verfahrens bis zu einer rechtskräftigen Klärung der der Besteuerung zugrundliegenden verfassungsrechtlichen Fragen.
Begründung

Die Besteuerung im allgemeinen und die Verpflichtung zur Steueranmeldung insbesondere gründet auf dem Gesetz über eine Übernachtungsteuer in Berlin. Dieses ist aus mehreren Gründen verfassungswidrig und kann daher keine steuerlichen Pflichten begründen.
1. Das Land Berlin verfügt nicht über eine Gesetzgebungskompetenz aus Art. 105 Abs. 2a GG zum Erlaß des Übernachtungsteuergesetzes. Die Übernachtungsteuer ist eine Steuer, die weder einen Aufwand des Steuerschuldners erfaßt, noch mit der Umsatzsteuer als Bundessteuer unvergleichbar ist. Auf der Ebene des Kommunalabgabenrechts ist der erstgenannte Aspekt soeben erst durch die Entscheidung des Oberverwaltungsgericht Münster (23. Oktober 2013; Az. 14 A 316/13) unterstrichen worden.
2. Das Gesetz verstößt gegen das Gebot von Einheit und Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung, weil der Landesgesetzgeber ausdrücklich die den Beherbergungsunternehmern durch Bundesgesetz zu konjunkturellen Zwecken zugestandene Entlastung wieder abzuschöpfen sucht.

3. In der Erhebung der Übernachtungsteuer ist ein strukturelles Vollzugsdefizit und damit ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG angelegt. 
4. Eine gegen Art. 3 Abs. 1 GG verstoßende Ungleichbehandlung liegt im übrigen auch in dem Verhältnis zwischen Beherbergungsunternehmen und Ferienwohnungen vor.

5. Die Einbeziehung des Beherbergungsunternehmers als Steuerschuldner in die Erhebung der Übernachtungsteuer verstößt gegen Art. 12 Abs. 1 GG.

6. Die Verpflichtung des Beherbergungsunternehmers, die für die Besteuerung erforderlichen Daten zu erheben, verstößt gegen § 4 BDSG.

Da das der Besteuerung zugrundeliegende Gesetz verfassungswidrig ist, erfolgt die Besteuerung ohne Rechtsgrund, so daß die Steuerfestsetzung aufzuheben ist.

Hieraus ergibt sich zugleich, daß ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Steuererhebung bestehen und eine ungeachtet dessen erfolgende Vollziehung für die Beherbergungsunternehmer eine unbillige, nicht durch überwiegende öffentliche Interessen gebotene Härte zur Folge hätte. Die bis zu einer endgültigen gerichtlichen Klärung möglicherweise für einen Zeitraum von mehreren Jahren erfolgende Rückabwicklung einer Vielzahl von indirekten Steuerverhältnissen zwischen dem Beherbergungsunternehmer als Steuerschuldner und dem Übernachtungsgast als dem vorgeblichen Steuerträger erscheint nicht nur unzumutbar, sondern praktisch unmöglich. Dementsprechend ist die Vollziehung der Steuerschuld auszusetzen (§ 361 Abs. 2 AO).
Da bis zu einer endgültigen verfassungsrechtlichen Klärung dieser Rechtsfragen einige Zeit verstreichen wird, ist davon auszugehen, daß die zuständige Behörde zur Vermeidung einer Vielzahl von Klagen, die jeweiligen Einspruchsverfahren ruhend stellen wird. Hierzu erklären wir schon jetzt unsere Zustimmung.

Mit freundlichen Grüßen

[Unterschrift]

Anhang 2: Vorlage für alle weiteren Einsprüche
Adresse Finanzamt [EINSETZEN] 

Adresse Unternehmen  [EINSETZEN]
Steuernummer [EINSETZEN] 

Steueranmeldung vom [EINSETZEN]

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit legen wir

Einspruch

gegen unsere Steueranmeldung nach § 7 Abs. 1 des Gesetzes über eine Übernachtungsteuer in Berlin vom [Datum der Anmeldung/Az. EINSETZEN] ein.

Wir erteilen unsere
Zustimmung nach § 363 Abs. 2 Satz 1 AO

zu einem Ruhen des Verfahrens bis zu einer rechtskräftigen Klärung der der Besteuerung zugrundliegenden verfassungsrechtlichen Fragen.

Wir beziehen uns insoweit auf unseren Einspruch vom [DATUM ggfs. auch Az. DES ERSTEN EINSPRUCHS EINSETZEN]. 

Mit freundlichen Grüßen

[Unterschrift]
